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Beschluss 

der Schieds- und Schlichtungsstelle 

des Diakonischen Werkes Berlin-Brandenburg-schlesische 

Oberlausitz 

 

In dem Eilverfahren zwischen 

 

der Mitarbeitervertretung A 

Antragstellerin 

 

Verfahrensbevollmächtigte B 

 

und 

 

der Dienststellenleitung C 

  

Beteiligte zu 2) 

 

 

hat die Schiedsstelle wegen Dringlichkeit durch die Vorsitzende Wollgast allein 

am 20. Januar 2019 beschlossen: 

 

 

Der Antrag wird zurückgewiesen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schieds- und Schlichtungsstelle 

 

I-03/19 

 

Diakonisches Werk  

Berlin-Brandenburg- 

schlesische Oberlausitz e.V. 
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Gründe 

 

I. 

 

Die antragstellende Mitarbeitervertretung (im Folgenden: MAV) begehrt die vorläufi-

ge Unterlassung beteiligungspflichtiger Maßnahmen. 

 

Mit Schreiben vom 24. Oktober 2018 leitete die Dienststellenleitung das Verfahren 

zur eingeschränkten Mitbestimmung gemäß § 42 lit. d) und e) MVG.DWBO zu ge-

planten Versetzungen von insgesamt sieben Mitarbeiterinnen ein, die bislang mit 

nach Entgeltgruppe 8 oder Entgeltgruppe 7 mit Zulage bewerteten Tätigkeiten im 

Bereich IMC/Aufwachraum eingesetzt waren und nunmehr, weil sie einen von der 

Beteiligten zu 2) für diesen Bereich aufgestellten Katalog von Anforderungen nicht 

vollständig erfüllen, auf Pflegestationen mit nach Entgeltgruppe 7 bewerteten Tätig-

keiten eingesetzt werden sollen.  

 

Eine erste Besprechung der beabsichtigten Maßnahmen zwischen den Beteiligten 

fand am 29. Oktober 2018, eine von der MAV beantragte förmliche Erörterung am 

26. November 2018 statt. Die betroffenen Mitarbeiterinnen schrieben die Beteiligte 

zu 2) unter dem 20. Dezember 2018 an und teilten ihnen mit, sie würden zum 1. Ja-

nuar 2019 auf näher benannte Pflegestationen umgesetzt.  

Mit Mail vom 4. Januar 2019 teilte die Dienststellenleitung der MAV mit, die Erörte-

rung der Maßnahme IMC/Aufwachraum sei für sie – bis auf noch laufende Beteili-

gungsverfahren zu den beabsichtigten Änderungskündigungen – abgeschlossen.  

Mit Mail vom 10. Januar 2019 erklärte auch die MAV die Erörterung im Rahmen der 

§ 42 lit. d) und e) MVG.DWBO für beendet.  

 

Die MAV ist der Ansicht, die geplanten eingruppierungs- bzw. zulagenrelevanten 

Umsetzungen dürften mangels ihrer vorliegenden Zustimmung oder deren Ersetzung 

noch nicht durchgeführt werden. Im Hinblick auf die während der Dauer eines 

Hauptsacheverfahrens andauernde Verletzung ihrer Beteiligungsrechte sei die Sa-

che auch eilbedürftig. 

 

Die MAV beantragt mit ihrer am 10. Januar 2019 vorab per Fax bei der Schiedsstelle 

eingegangene Antragsschrift sinngemäß, 

 

die Beteiligte zu 2) zu verpflichten, die mit der Umsetzung der Mitarbei-

terinnen von der IMC-Abteilung auf die Stationen 2 und 3 verbundene 

Übertragung einer niedriger bewerteten Tätigkeit im Sinne der §§ 42 lit. 

d) und e) MVG zurück zu nehmen bzw. zu unterlassen, bis ihre Zustim-

mung zu dieser Maßnahme vorliegt oder durch die Schiedsstelle rechts-

kräftig ersetzt wurde. 
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Wegen des übrigen Vorbringens der MAV wird auf die Antragsschrift nebst Anlagen 

Bezug genommen. 

 

 

 

II. 

 

Der Antrag bleibt ohne Erfolg. 

 

1. 

Er ist zwar zulässig. 

 

Insbesondere ist das Kirchengericht gemäß § 60 Abs. 1 MVG.DWBO zuständig, 

denn es liegt eine Streitigkeit über das in den Fällen des § 42 lit. d), e) MVG.DWBO 

gemäß § 41 Abs. 3 i.V.m. § 38 MVG.DWBO einzuhaltende Verfahren vor. Auch ist 

die zweimonatige Antragsfrist des § 61 Abs. 1 MVG.DWBO auch bei Berechnung 

der Frist bereits ab dem 20. Dezember 2018 als dem Datum der angekündigten Um-

setzung der Maßnahme gegenüber den Mitarbeiterinnen gewahrt. 

 

2. 

Der Antrag ist jedoch unbegründet. 

 

Denn es fehlt jedenfalls an einem Anordnungsanspruch. Eine Verletzung des Beteili-

gungsrechts der MAV ist nicht dargetan. 

 

Gemäß § 42 lit.d) und e) MVG.DWBO unterliegt sowohl die mehr als dreimonatige 

Übertragung einer niedriger bewerteten Tätigkeit als auch der Widerruf der Übertra-

gung einer solchen, die einen Anspruch auf eine Zulage auslöst, der eingeschränk-

ten Mitbestimmung des § 41 Abs. 1 und 3 MVG.DWBO. Das Mitbestimmungsverfah-

ren richtet sich demnach nach § 38 MVG.DWBO. Eine Verletzung des dortigen Pro-

cederes ist nicht ersichtlich. 

 

So ist die Beteiligte zu 2) nach der mit Schreiben vom 24. Oktober 2018 erfolgten 

Unterrichtung, wie sie § 38 Abs. 2 Satz 1 MVG.DWBO vorsieht, dem Verlangen der 

MAV nach Erörterung und damit der Verpflichtung aus § 38 Abs. 2 Satz 2 

MVG.DWBO spätestens mit dem Gespräch vom 26. November 2018 nachgekom-

men. Die Erörterung ist durch die Mail der Beteiligten zu 2) vom 4. Januar 2019 im 

Sinne des § 38 Abs. 3 Satz 7 MVG.DWBO abgeschlossen worden.  

 

Es ist nicht dargetan oder glaubhaft gemacht, dass die MAV ihre Zustimmung binnen 

der Wochenfrist des § 38 Abs. 3 Satz 6 MVG.DWBO, also bis zum 11. Januar 2019 

in der vorgesehen Form – nämlich schriftlich und unter Angabe der Gründe, § 38 

Abs. 3 Satz 5, 6 MVG.DWBO – verweigert hätte.  
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Damit gilt diese gemäß § 38 Abs. 3 Satz 6 MVG.DWBO als erteilt, so dass jedenfalls 

nach Ablauf der Wochenfrist kein mitbestimmungswidriger Zustand, dem mit dem 

Erlass der begehrten einstweiligen Anordnung begegnet werden müsste, mehr be-

steht.  

 

 

 

 

 

Rechtsmittel:  

Gegen diese Entscheidung ist das Rechtsmittel der Beschwerde nach näherer Maß-

gabe des §§ 63 MVG EKG gegeben. Die Beschwerde ist beim Kirchengerichtshof 

der evangelischen Kirche in Deutschland, Herrenhäuser Straße 12,30419 Hannover 

schriftlich einzulegen und zu begründen. Die Frist zur Einlegung der Beschwerde 

beträgt einen Monat seit Zustellung des Beschlusses. Die Frist zur Begründung der 

Beschwerde beträgt zwei Monate seit Zustellung dieses Beschlusses. Die Be-

schwerde und die Beschwerdebegründung müssen von einem bei einem deutschen 

Gericht zugelassenen Rechtsanwalt oder von einem Vertreter einer Arbeitgeberver-

einigung bzw. einer Arbeitnehmervereinigung oder von einem Vertreter einer Ge-

werkschaft unterzeichnet sein. Die Beschwerde bedarf der Annahme durch den Kir-

chengerichtshof der EKD. 

 

 

 

 

Berlin, 21.01.2019 

 

 
gez. W o l l g a s t 
Vorsitzende Kammer I 
  

 


